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Fraktion im Stadtrat 
Hessisch Oldendorf 

 
Bürgermeister der Stadt Hess. Oldendorf  
Herrn Tarik Oenelcin 
Marktplatz 13 

31840   Hessisch Oldendorf 

 
 

Anfrage an die Verwaltung der Stadt Hessisch Oldendorf zum Thema: 

Regeln der deutschen Sprache, Verfremdung durch Gendersprache 

 

Vorbemerkung der Fragesteller: 

Sprache ist eines der wichtigsten Ausdrucksmittel. Sie verbindet und prägt die Kultur.  

Sie muss in allen Bereichen der öffentlichen Kommunikation einheitlich, rechtssicher, 

grammatikalisch und orthographisch eindeutig sowie unbeeinflusst von gesellschaftlichen 

Strömungen sein und sich im Rahmen der verfassungsrechtlichen Anforderungen des 

Grundgesetzes bewegen. Dies schließt alle öffentlichen Bereiche, insbesondere die öffentliche 

Verwaltung, aber auch die öffentlich-rechtlichen Medien mit ein. 

Das für die Bewahrung der Einheitlichkeit der Rechtschreibung im deutschen Sprachraum 

sowie für die Weiterentwicklung der Rechtschreibung auf der Grundlage des orthographischen 

Regelwerks verantwortliche zwischenstaatliche Gremium des Rats für deutsche 

Rechtschreibung spricht sich gegen die Anwendung der sogenannten Gendersprache aus, weil 

Texte nicht nur sachlich korrekt und verständlich, sondern auch lesbar, vorlesbar und erlernbar 

sein sollten. Ferner sollten Menschen durch verwirrende Änderungen der deutschen Sprache, 

wie im Fall der sogenannten Gendersprache, nicht ausgegrenzt werden. Vor diesem 

Hintergrund hat der Rat die Aufnahme von Asterisk ("Gender-Stern"), Unterstrich ("Gender-

Gap"), Doppelpunkt oder anderen verkürzten Formen zur Kennzeichnung mehrgeschlechtlicher 

Bezeichnungen im Wortinnern in das Amtliche Regelwerk der deutschen Rechtschreibung nicht 

empfohlen. 

Lebendige Sprache zeichnet sich durch Verständlichkeit, Praxistauglichkeit in der Anwendung 

sowie einer gesellschaftlichen Akzeptanz ihrer Regeln aus. Demgegenüber spaltet ein von der 

Politik verordneter Zwang zum Gendern, erschwert die Verständlichkeit und führt daher auch zu 

kulturellen Konflikten. 

Ferner werden mit dem Zwang zur gegenderten Sprache rund sechs Millionen Menschen in 

Deutschland ausgegrenzt, die nicht richtig lesen und/oder schreiben können. Schließlich 

behindert dieser Zwang die notwendige Inklusion von Menschen mit Seh- oder Hörbehinderung 

sowie alle, die auf "Leichte Sprache" angewiesen sind. 

Eine deutliche Mehrheit, etwa zwei Drittel bis drei Viertel der Bevölkerung in Deutschland, lehnt 

die Einführung einer sogenannten Gendersprache deutlich ab, wie zahlreiche Umfragen 

bestätigen. 
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Veränderungen der Sprache setzen sich dann durch, wenn sie von der überwiegenden 

Mehrheit allgemein verstanden und akzeptiert werden. Davon kann angesichts der fehlenden 

Akzeptanz der Gendersprache in der Bevölkerung jedoch keine Rede sein. Verantwortlich für 

die Bewahrung der Einheitlichkeit der Rechtschreibung im deutschen Sprachraum sowie für die 

Weiterentwicklung der Rechtschreibung auf der Grundlage des orthographischen Regelwerks 

ist ausschließlich der Rat für deutsche Rechtschreibung und nicht das vermeintlich opportune 

Handeln einer dem Gender-Mainstreaming verpflichteten politischen Bewegung. 

Alle Menschen sollen sensibel entsprechend ihrem Geschlecht angesprochen werden. Hierbei 

handelt es sich um eine gesellschaftliche und gesellschaftspolitische Aufgabe, die nicht durch 

verordnete und in der Bevölkerung nicht akzeptierte Abweichungen von orthographischen 

Regeln erzwungen werden kann. 

Mit ihrer Vielfalt und Klarheit bietet die deutsche Sprache ausgezeichnete Möglichkeiten, 

adressatengerecht, geschlechterspezifisch und diskriminierungsfrei öffentlich zu 

kommunizieren, ohne das Grundrecht auf Gleichberechtigung sowie das Diskriminierungsverbot 

aus Artikel 3 des Grundgesetzes in Frage zu stellen. 

Wir fragen die Stadtverwaltung: 

Was spricht gegen die Einführung folgender Praxis? 

1) in den Dokumenten des Stadtrates Hessisch Oldendorf, in seinem internen und externen 

Schriftverkehr, in seinen Veröffentlichungen und Publikationen sowie seiner 

Öffentlichkeitsarbeit, einschließlich des Besucherdienstes, wird keine grammatisch falsche 

Gendersprache verwendet.  

2) Die Stadtverwaltung der Stadt Hessisch Oldendorf bekennt sich stattdessen zur 

Anwendung der deutschen Grammatik und amtlichen deutschen Rechtschreibung auf der 

Grundlage des Regelwerks "Deutsche Rechtschreibung, Regeln und Wörterverzeichnis".  

3) In ihrer Funktion als Verwaltungs-, Bildungs-, Veranstaltungs- und Begegnungsstätte 

spricht sich die Stadt Hessisch Oldendorf gegen herabwürdigende Sprachformen sowie für 

mehr Sprachsensibilität aus und unterstützt einen entspannten Umgang mit der deutschen 

Sprache, einschließlich der Verwendung des generischen Maskulinums. Die sogenannte 

Gendersprache, in diesem Zusammenhang insbesondere Sternchen, Doppelpunkte, 

Binnen-I, kommt nicht zur Anwendung. Auf Formulierungen, wie z.B. Liebe Bürger * innen, 

Studierende, Mitarbeitende, Teilnehmende wird verzichtet. 

Hessisch Oldendorf, den 19.03.2026 

gez. Dr. Schönbrodt und Fraktion 


